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 Übergang von einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16a AufenthG in eine Aufent-

haltserlaubnis nach § 18a AufenthG im Bereich nicht-reglementierter Berufe 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 

an das Ministerium der Justiz und für Migration wurde herangetragen, dass es bei 

Personen, welche im Bundesgebiet eine Berufsausbildung in einem nicht reglemen-

tierten Beruf erfolgreich absolviert haben, immer wieder zu zeitlichen Verzögerungen 

beim Wechsel in eine sich anschließende Aufenthaltserlaubnis nach § 18a AufenthG 

kommt. 
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Um dies zu vermeiden, haben wir die Bundesagentur für Arbeit um Mitteilung gebe-

ten, ob für eine Zustimmung der BA zur Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach     

§ 18a AufenthG die Vorlage des Abschlusszeugnisses zwingend erforderlich ist oder 

auch andere glaubwürdige Nachweise wie z.B. eine Bestätigung des Ausbildungsbe-

triebs als Nachweis genügen.  

Die Bundesagentur hat hierzu mitgeteilt, dass für die Zustimmung der BA ein Nach-

weis über den erfolgreichen Abschluss der Berufsausbildung vorzulegen ist. Vorran-

gig wäre dies das Abschlusszeugnis, aufgrund der langen Wartezeiten werden aber 

auch andere Nachweise, wie eine Bestätigung der Schule oder des Ausbildungsbe-

triebs akzeptiert. In der Regel muss das Abschlusszeugnis nach Erhalt noch nachge-

reicht werden. 

Wir bitten deshalb darum, Zustimmungsverfahren bei der BA zeitnah und losgelöst 

von der Vorlage des Abschlusszeugnisses einzuleiten, sofern die betroffenen Perso-

nen andere glaubwürdige Nachweise, wie z.B. eine Bestätigung der Schule oder des 

Ausbildungsbetriebs über den erfolgreichen Abschluss der Ausbildung vorlegen kön-

nen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
gez. Graf  
Ministerialrätin 

 


